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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Ergänzung der Verordnung 
Nr. 121/67/EWG hinsichtlich bestimmter Bedingungen zur Auslösung der Gewährung 
von Beihilfen zur privaten Lagerhaltung im Sektor Schweinefleisch 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Durch die Verordnung Nr. 121 /67/EWG des Rates 
vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame Marktorga- 
nisation für Schweinefleisch^), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 1652/73^), wurde 
eine gemeinsame Interventionsregelung eingeführt, 
die von der Entwicklung des Mittels der auf den re- 
präsentativen Märkten der Gemeinschaft festgestell- 
ten Preise für geschlachtete Schweine abhängt. 

Um zur Vorbeuge der Entwicklung einer Situation 
ungewähnlich niedriger Preise, die sich auf bestimm- 
ten repräsentativen Märkten ergeben könnten, bei- 
zutragen, ist es angezeigt, die Möglichkeit von Maß- 
nahmen vorzusehen, die eine solche Lage abschwä- 
chen können. 

Hierzu erweist es sich als nützlich, bestimmte 
Maßnahmen vorzusehen, die zur Vorbeuge getrof- 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2283/67 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 166 
vom 23. Juni 1973, S. 1 


fen werden können. Die Gewährung von Beihilfen 
zur privaten Lagerhaltung kann diesen Anforde- 
rungen entsprechen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Dem Artikel 4 Absatz 2 der Verordnung Nr, 121/67/ 
EWG wird folgender zweiter Satz hinzugefügt: 

„Ist der gemeinschaftliche Marktpreis für geschlach- 
tete Schweine jedoch gleich oder höher als 103 v. H. 
und niedriger als 107 v. H. des Grundpreises und der 
auf mindestens einem repräsentativen Markt, der 
einen wesentlichen Teil der gemeinschaftlichen Er- 
zeugung darstellt, festgestellte Marktpreis unter 
92 V. H. des Grundpreises, so können Beihilfemaß- 
nahmen zur privaten Lagerhaltung auf einem oder 
mehreren Gebieten der Gemeinschaft beschlossen 
werden." 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Finanzielle Auswirkung 

des Vorschlags einer Verordnung des Rates zur Er- 
gänzung der Verordnung Nr. 121 /67/EWG hinsicht- 
lich bestimmter Bedingungen zur Auslösung der Ge- | 
Währung von Beihilfen zur privaten Lagerhaltung 
im Sektor Schweinefleisch. 

Da es sich um eine Änderung der Grundverordnung 
handelt, die auf unbestimmte Zeit in Kraft bleibt, 
ist eine Voraus Schätzung der durch diese Änderung 
bewirkten Kosten nur für eine begrenzte Periode 
möglich. 

Für das laufende Jahr können die Mengen der Er- 
zeugnisse, für die Beihilfen zur privaten Lagerhal- 
tung gegeben werden können (ausgenommen Bei- 
hilfen zur privaten Lagerhaltung in Belgien als Son- j 
dermaßnahme nach dem Äusbruch der Maul- und ■ 
Klauenseuche (Verordnung (EWG) Nr. 1159/74 der i 
Kommission vom 8. Mai 1974) ) wie folgt geschätzt 
werden: 


Begründung 

1. Die Lage auf dem Schweinefleischmarkt ist seit | 

einiger Zeit durch eine sehr deutliche Differenzie- j 
rung der Preise von einer Erzeugungsregion zur an- | 
deren gekennzeichnet. | 

Der Unterschied ist besonders spürbar zwischen Zu- i 
schußgebieten und traditionellen Überschußgebie- 
ten. 

2. Äufgrund der bestehenden Gesetzgebung (Arti- 
kel 4 Absatz 2 der Verordnung Nr. 121/67/EWG in 
der Fassung der Verordnung (EWG) Nr. 1652/73 des 
Rates) sind Interventionen auf dem Markt nur mög- 
lich, wenn das Mittel der Marktpreise weniger als 
103 V. H. des Grundpreises beträgt. 

In der Woche vom 6. bis 12. Mai 1974 betrug bei- 
spielsweise das gemeinschaftliche Mittel (91,54 RE) 
106,4 V. H. des geltenden Grundpreises. Jedoch be- 
trug der Preis in den Niederlanden 88,6 v. H. und 
in Deutschland 96,1 v, H. dieses Grundpreises. 

Dies bedeutet, daß etwa 40 v. H. der gemeinschaft- 


Annahme: 

1. Anwendung der Maßnahme ab 1. Juli 1974 in 
Deutschland, Belgien, Dänemark und in den Nie- 
derlanden für eine Dauer von 4 Monaten. 

2. Gesamte einzulagernde Menge: 18 000 t, 

3. Gesamtbetrag: 3,2 Mill. Rechnungseinheiten. 

Falls die Maßnahme sich auf andere Mitgliedstaaten 
oder über einen längeren Zeitraum erstrecken sollte, 
könnte der Betrag bis zu 100 v. H. erhöht werden. 

Die Ausgaben sind unter Artikel 661 (Interventio- 
nen im Sektor Schweinefleisch) des Haushalts der 
Europäischen Gemeinschaften zu verbuchen, wo 
5 Mill. Rechnungseinheiten für Interventionsmaß- 
nahmen vorgesehen sind. 

Artikel 661 Haushalt Mittel Ausgaben 

1973 z. E. — 

1974 5 000 000 


liehen Schweineerzeugung sich nicht nur unterhalb 
des Auslösungspunktes für Interventionen (88,58 
RE/ 100 kg), sondern auch unterhalb des Grundprei- 
ses (86,00 RE/100 kg) und in den Niederlanden so- 
gar unter dem höchsten gemeinschaftlichen Ankaufs- 
preis befanden. 

3. Die gemeinschaftliche Interventionspolitik im 
Schweinefleischsektor war immer darauf abgestellt, 
den Interventionen eine Vorbeuge Wirkung zu ver- 
leihen. 

Angesichts der oben beschriebenen Entwicklung und 
der unter den gegenwärtigen Verordnungsvorschrif- 
ten ausgeschlossenen Möglichkeit, rechtzeitig zu 
intervenieren, erscheint es notwendig, die Möglich- 
keiten zur Auslosung bestimmter Interventionsmaß- 
nahmen (Beihilfen zur privaten Lagerhaltung) zu 
erweitern, um ihnen eine deutlichere Vorbeugefunk- 
tion zu geben, so daß möglicherweise kostspieligere 
Interventionsmaßnahmen vermieden werden kön- 
nen. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
24. Juni 1974 - 1/4 -680 70 -E- Schw 24/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 5. Juni 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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